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Betreff: 

Fernbleiben von der Schule als Tatbestand 

für die Beendigung des Schulbesuches; 

H i n w e i s e   (Wiederlautbarung)

Da in letzter Zeit an einigen Schulen Unklarheiten bezüglich der Auslegung des § 45 Abs. 5 des Schulunterrichtsge​setzes (SchUG) aufgetreten sind, wird nachstehend die Rechtsansicht des Landesschulrates für Steiermark bekannt gegeben:

Der Zweck der Bestimmungen des § 45 Abs. 5 SchUG ist es, Schülerinnen und Schüler, die ganz offenkundig an einem weiteren Schulbesuch keinerlei Interesse mehr zeigen und daher nach längerem unentschuldigten Fernbleiben auch auf eine schriftliche "Aufforderung zur Rechtfertigung" überhaupt nicht mehr reagieren, ohne weiteres Verfahren aus der Schule auszuscheiden. Trifft hingegen binnen einer weiteren Woche nach dieser Aufforderung "eine Mitteilung" in Bezug auf das Fernbleiben ein, so ist der Tatbestand des § 33 Abs. 2 lit. c SchUG (Beendigung des Schulbesuches) nicht verwirklicht, sodass die Schülerin/der Schüler nicht als abgemeldet betrachtet werden kann.
Der Landesschulrat für Steiermark empfiehlt daher, im Sinn der nachstehenden Punkte vorzugehen:

	1.
	Absenzen von Schülerinnen und Schülern sind genau festzustellen und in das Klassenbuch einzutragen.



	2.
	Wenn eine Schülerin/ein Schüler dem Unterricht länger als eine Woche fern bleibt, ohne hiefür (dem Klassenvor​stand oder dem Schulleiter gegenüber) irgendeinen Rechtfertigungsgrund anzugeben, ist sie/er vom Schulleiter schriftlich zur Rechtfertigung aufzufordern.



	3.
	Diese schriftliche Aufforderung muss den ausdrücklichen Auftrag enthalten, das Fernbleiben vom Unterricht binnen einer Woche, gerechnet vom Tag der Zustellung der Aufforderung an, zu rechtfertigen. Weiters ist in diesem Schreiben auf die Rechtsfolge hinzuweisen, dass bei Nichteintreffen einer Mitteilung innerhalb dieser Frist die Schülerin/der Schüler als vom Schulbesuch abgemeldet gilt.



	4.
	Die schriftliche Aufforderung ist nachweislich (gegen Rückschein) zuzustellen. Der Rückschein ist notwendig, um das Zustelldatum, das für die Fristberechnung ausschlaggebend ist, feststellen zu können. Für die Zustellungen gilt das Zustellgesetz, BGBl.Nr. 200/1982.



	5.
	Wenn innerhalb der genannten einwöchigen Frist keinerlei Mitteilung der Schülerin/des Schülers eintrifft und die schriftliche Aufforderung des Schulleiters ordnungsgemäß zugestellt worden war, gilt die Schülerin/der Schüler als vom Schulbesuch abgemeldet (§ 33 Abs. 2 lit. c SchUG). Wenn dies vor der Konferenz gemäß § 20 Abs. 6 SchUG der Fall ist, kann der Schülerin/dem Schüler kein Jahreszeugnis ausgestellt werden, sondern nur auf ihr/sein Verlangen eine Schulbesuchsbestätigung (§ 22 Abs. 10 SchUG). Der Zeitpunkt und der Grund der Beendi​gung des Schulbesuches sind auf der Schulbesuchsbestätigung ersichtlich zu machen (§ 33 Abs. 3 SchUG). Der Vermerk lautet gemäß § 7 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Z 14 der Verordnung des Bundesministers für Unterricht, Kunst und Sport über die Gestaltung von Zeugnisformularen, BGBl.Nr. 419/1989, in der geltenden Fassung: "Er/Sie hat mit ... in Folge Nichtrechtfertigung des Fernbleibens von der Schule (§ 45 Abs. 5 des Schulunterrichts​gesetzes) gemäß § 33 Abs. 2 lit. c des Schulunterrichtsgesetzes aufgehört, Schüler/Schülerin dieser Schule zu sein."

In solchen Fällen ist die Wiederaufnahme (d.h. in dieselbe Schule) nur zulässig, wenn das Fernbleiben nachträg​lich gerechtfertigt wird und die Unterlassung der Mitteilung an die Schule aus rücksichtswürdigen Gründen unter​blieben ist.



	6.
	Wenn dagegen die Schülerin/der Schüler innerhalb der einwöchigen Frist irgendeine Mitteilung bezüglich ihres/seines Fernbleibens der Schule zumittelt, dann kann die dargestellte Rechtsfolge des § 33 Abs. 2 lit. c SchUG nicht eintreten, da die Schülerin/der Schüler auf die Aufforderung immerhin geantwortet hat. Ob ihr/sein Fernbleiben tatsächlich als gerechtfertigt anzusehen ist oder nicht, ist somit im Hinblick auf die Folge des § 33 Abs. 2 lit. c SchUG nicht relevant.



	7.
	Selbstverständlich ist auch im Fall einer fristgerechten Mitteilung der Schülerin/des Schülers zu überprüfen, ob das Fernbleiben gerechtfertigt ist. Stellt sich heraus, dass das Fernbleiben tatsächlich nicht gerechtfertigt war (d.h. wenn die Schülerin/der Schüler entweder unrichtige Angaben gemacht hat oder ihre/seine zwar richtigen Angaben keinen gesetzlich vorgesehenen Rechtfertigungsgrund enthalten), sind gegebenenfalls die im § 8 der Verordnung des Bundesministers für Unterricht und Kunst betreffend die Schulordnung, BGBl.Nr. 373/1974, vorgesehenen Erziehungsmittel anzuwenden. Nur wenn – etwa auf Grund einer besonders langen Dauer und Fortdauer der unge​rechtfertigten Abwesenheit – eine schwerwiegende Pflichtverletzung des Schülers vorliegt und die Anwendung von Erziehungsmitteln erfolglos bleibt, ist gemäß § 49 SchUG (Ausschluss eines Schülers) vorzugehen.



	8.
	Auf schulpflichtige Schüler/innen findet § 45 Abs. 5 SchUG keine Anwendung  (siehe § 45 Abs. 6 SchUG).



	9.
	Nicht eigenberechtigte Schüler/innen (d.s. in der Regel solche Schüler/innen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben) werden von den Erziehungsberechtigten vertreten. Ab der 9. Schulstufe ist gemäß § 68 lit. u SchUG auch der nicht eigenberechtigte Schüler in den Angelegenheiten "Benachrichtigung von einer Verhinde​rung am Schulbesuch, Ansuchen um Erteilung der Erlaubnis zum Fernbleiben von der Schule (§ 45 Abs. 3 und 4)" zum selbständigen Handeln befugt, sofern die Kenntnisnahme durch die Erziehungsberechtigten nachgewiesen wird. Da aber in der zitierten Gesetzesstelle § 45 Abs. 5  nicht genannt wird, ist die dort vorgesehene schriftliche Aufforderung zur Rechtfertigung jedenfalls bei allen nicht eigenberechtigten Schülerinnen und Schülern aus​schließlich an die Erziehungsberechtigten zuzustellen.



	10.
	Das in § 70 SchUG vorgesehene Verfahren (mit Berufungsmöglichkeit an den Landesschulrat) ist gemäß Abs. 1 lit. i nur im Fall eines Ansuchens um Bewilligung zum Fernbleiben von der Schule (§ 45 Abs. 4) anzuwenden, nicht aber im Zusammenhang mit § 45 Abs. 5 SchUG. Eine förmliche Entscheidung des Schulleiters, dass eine Schülerin/ein Schüler gemäß § 33 Abs. 2 lit. c SchUG als abgemeldet gilt, ist somit gesetzlich nicht vorgesehen und daher zu unterlassen. Eine Verständigung kann nur in formloser Weise erfolgen. Die Schülerin/der Schüler hat in solchen Fällen nur die Möglichkeit einer formlosen Aufsichtsbeschwerde.


Für den Amtsführenden Präsidenten:

Dr. Perko eh.
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